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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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MUMIA/1009: Heimkehr nach Philly (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 996

Heimkehr nach Philly

Zwei der neun Mitglieder der »Move 9«, Merle und Phil Africa, starben im
Gefängnis, mit dem zuletzt aus der Haft entlassenen Chuck Africa sind die
übrigen sieben jetzt alle frei

von Mumia Abu-Jamal, Februar 2020



Über vierzig Jahre war Chuck Africa von den berühmten »Move 9« in
verschiedenen Staatsgefängnissen des US-Bundesstaats Pennsylvania
eingesperrt. Er ist einer der Veteranen, die den brutalen Polizeiüberfall
auf das Move-Gemeinschaftshaus vom 8. August 1978 in Philadelphia erleben
mussten. Er und seine acht Mitangeklagten wurden in einem unrechtmäßigen
Verfahren wegen gemeinschaftlichen Totschlags an einem Polizeibeamten zu
einer fragwürdigen Strafe von bis zu hundert Jahren Knast verurteilt. Vor
kurzem konnte der 59jährige das Gefängnis als freier Mann verlassen und zu
seiner Familie heimkehren.

Chuck, der jüngste der »Move 9«, war gleichzeitig auch einer der mutigsten
und angriffslustigsten unter ihnen. In den 1980er Jahren gehörte er im
Knast einem Boxerteam an und kämpfte gegen jeden, der bereit war, es mit
ihm aufzunehmen. In- und außerhalb des Rings war er als unschlagbarer
Puncher gefürchtet. Als ihn ein ziviler Beamter des Staatsgefängnisses
Dallas in Pennsylvania herabwürdigend behandelte, schickte Chuck ihn mit
einem Knock-out zu Boden.

Im Laufe der langen Haft verbrachte er viel Zeit damit, sich mit
historischen Themen auseinanderzusetzen und widmete sich vor allem der
»Black History« und der Weltgeschichte. Was er dabei lernte, gab er
bereitwillig an seine Mitgefangenen weiter. Nun ist Chucky Africa endlich
nach Philadelphia heimgekehrt - als letzter der »Move 9«.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors



Noelle Hanrahan von Prison Radio, San Francisco, schrieb als Kommentar
zur Verbreitung dieser Kolumne: »Die Mühlen der Justiz mahlen in unserem
Land oft sehr langsam, aber wir nehmen Fahrt auf. Dank des Aufschwungs der
Basisaktivitäten in Philly ist mit Chuck Africa endlich auch das letzte
Mitglied der 'Move 9' in Freiheit. Es begann mit der Freilassung von Debbie
Africa im Juni 2018 und endete nun mit der Entlassung von Chuck Africa am
Morgen des 7. Februar 2020. Zwei der neun Mitglieder, Merle und Phil
Africa, starben im Gefängnis, aber die übrigen sieben sind jetzt frei. Mike
Africa jr. beschreibt sein Hochgefühl darüber folgendermaßen: 'Ich habe
mein ganzes Leben lang daran gearbeitet, meine Familienmitglieder nach
Hause zu bringen - zuerst meine Mutter Debbie, dann meinen Vater Mike sr.
und nun meinen Onkel Chuck. Aber ich habe nicht geahnt, dass ich mich
selbst derart frei fühlen würde, wenn sie endlich wieder alle bei uns sind.
Als nächstes geht es jetzt darum, Mumia nach Hause zu holen. Er war immer
für uns da, und wir werden weiterhin für ihn da sein.'« Die Radiomacherin
schließt mit den Worten: »Wir sind überglücklich über die Befreiung der
Move-Mitglieder. Nie wieder müssen wir nun öffentlich 'Freiheit für die
Move 9' fordern. Dies ist das Ergebnis eines jahrzehntelangen Kampfes und
Widerstands. Es waren Jahre des Lernens, wie man das bürokratische System
dazu bringen kann, zu unseren Gunsten zu entscheiden. Aber unsere Arbeit
ist damit längst noch nicht getan. Wir arbeiten hart daran, Philadelphias
Sohn Mumia nach Hause zu bringen. Arbeiten weiter daran, euch mit Prison
Radio die Stimmen Dutzender anderer Gefangener zu Gehör zu bringen und das
Bewusstsein für die drängenden Probleme des Unrechts der
Masseninhaftierungen zu schärfen. Chucks Freiheit ist nur ein erfreulicher
Schritt in diese Zukunft.«

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 40 vom 17. Februar 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Februar 2020 
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MUMIA/1008: Triumph für Trump (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 995

Triumph für Trump

Das Amtsenthebungsverfahren gegen US-Präsident Donald Trump war eine Farce
und führte nicht zu seiner Entfernung aus dem Weißen Haus

von Mumia Abu-Jamal, Februar 2020



Im Dezember 2019 habe ich über den sogenannten Prozess geschrieben, den der
US-Senat in diesen Wochen gegen US-Präsident Donald Trump durchführen
werde. Ich sagte voraus, dieses »Impeachment« genannte
Amtsenthebungsverfahren berge den Nachteil in sich, dass es nicht mit der
Entfernung Trumps aus dem Weißen Haus enden werde. Das von Abgeordneten der
Demokratischen Partei gegen den republikanischen Präsidenten angestrengte
Verfahren werde ihn nicht schwächen, sondern ihn im Gegenteil sogar im Amt
und im laufenden Wahlkampf stärken.

Schon in den Tagen vor dem vergangenen Mittwoch abend (Ortszeit) hatte sich
abgezeichnet, was dann durch die Abstimmung im US-Senat bestätigt wurde: In
der von den Republikanern dominierten Kongresskammer kam wie erwartet nicht
die nötige Zweidrittelmehrheit zustande, um Trump für Machtmissbrauch und
Behinderung von Ermittlungen des Kongresses zu verurteilen. Nur ein
republikanischer Senator unterstützte den Antrag der Demokraten.

Als jemand, der sich mit Geschichte befasst, erinnere ich mich in diesem
Zusammenhang an Entwicklungen im Römischen Reich, als der römische Senat
einen seiner achtbaren Generäle mit dem Titel »Imperator« ehrte und ihn in
den Stand eines absolut herrschenden Kaisers erhob. Damit schufen sie in
einem schwachen Moment patriotischer Leidenschaft genau das mächtige Amt,
dem sie sich schon sehr bald unterwerfen mussten. Die Senatoren forcierten
so das Ende der Republik und beförderten den Aufstieg Roms zum Imperium.
Das Römische Reich hatte ein paar Jahrhunderte Bestand, aber als es
zusammenbrach, fiel es wie ein toter Baum in einem verdörrten Wald.

Am Mittwoch lieferten die von der Furcht vor dem Verlust der
Regierungsgewalt erfassten republikanischen Senatorinnen und Senatoren
Washingtons ihrem Präsidenten Donald Trump den erwarteten Freispruch und
spielten ihm mit diesem Triumph noch mehr imperiale Macht in die Hände. Wie
vor einem »Imperator« der Antike warfen sie sich unterwürfig vor ihm in den
Staub, und Trump genoss diesen Moment seines weiteren persönlichen
Aufstiegs.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 34 vom 10. Februar 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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STANDPUNKT/427: Das letzte Bollwerk (Ingolf Bossenz)


Das letzte Bollwerk

Kann Toleranz eine von immer mehr Feindbildern und Identitäten
fragmentierte Gesellschaft zusammenhalten?

von Ingolf Bossenz, 20. Februar 2020



In der italienischen Gemeinde Ariccia bei Rom erschlug ein 75-jähriger
Rentner seinen 72-jährigen Bruder mit einem Knüppel - im Streit um einen
Parkplatz. Kain und Abel im 21. Jahrhundert. Auch in der biblischen Legende
erschlug der Ältere den Jüngeren. An diese vor einigen Jahren vermeldete
groteske Gewalttat musste ich denken, als sich unlängst ein Berliner
Bezirksbürgermeister von der Partei Die Linke darob verwundert zeigte, dass
er angesichts der Klimakrise überhaupt noch gefragt werde, wenn jemand
Parkplätze vor dem Haus sperren und anders nutzen wolle. Seine Forderung:
"Wir brauchen mehr zivilen Ungehorsam."

Bedenkt man, dass sich ziviler Ungehorsam seit der Antike vor allem gegen
die Macht einer repressiven Obrigkeit richtete und mit Namen wie Sokrates,
Mahatma Gandhi oder Martin Luther King verbunden ist, mutet es schon
merkwürdig an, diesen Begriff im Kontext der Blockierung von Parkplätzen
und damit gegen andere Bürger (lat. civis, daher zivil) zu gebrauchen. Wenn
im Kampf gegen die angeblich akute Klimakatastrophe nicht mehr nur
profitgierige Großunternehmen und eine handlungsverweigernde politische
Klasse ins Visier politisch-ökologischer Rebellen und Aktivisten geraten,
sondern auch alle, die mit ihren Autos auf Parkplätzen und damit der
Klimarettung im Weg stehen, dann ist das zweifellos eine neue Stufe
gesellschaftlicher Konflikteskalation. "Das letzte Kriegsziel ist die
Atemluft", prophezeite einst der ostdeutsche Dramatiker Heiner Müller. Und
Parkplätze das vorletzte?

Jargon des Bürgerkriegs

Ein anderes Beispiel: Bei den Übergriffen gegen Polizisten im
links-autonomen Szeneviertel Leipzig-Connewitz zum Jahreswechsel 2019/20
sah der Leipziger Polizeipräsident Torsten Schultze "Unmenschen" am Werk.
"Die Bösen sind immer die Linken", titelte prompt die "taz". Indes hatte
bereits 2015 Sachsens damaliger Ministerpräsident Stanislaw Tillich den
Blockierern eines Busses mit Migranten bescheinigt, "keine Menschen" zu
sein. Zur gleichen Zeit prägte der SPD-Politiker Sigmar Gabriel mit Bezug
auf Randalierer vor Flüchtlingsheimen das Wort vom "Pack" und verkündete
forsch: "Ihr gehört nicht zu uns, wir wollen euch nicht ..."

Als gäbe es einen veritablen Wettbewerb um Verbalinjurien, konkurrieren
seither Politiker, Medienleute und andere Diskursdarsteller auf der
deutschen Volks-Bühne bei der sprachlichen Steigerung ihrer Abscheu vor dem
Teil des Volkes, den sie ja eigentlich nicht haben wollen. Wurden zunächst
jene, die gegen "Islamisierung", "Lügenpresse", "Volksverräter" oder
"Klimawahn" wettern, zu "Rassisten" und "Faschisten" erklärt, führte die
Universalformel von den "geistigen Brandstiftern" zur Ausweitung der
Kampfzone, in der nach Gutdünken Personen und Gruppen die
Demokratiefähigkeit aberkannt werden kann. Es ist der Jargon des
Bürgerkriegs, wenn der Soziologe Dieter Rucht von der "rechten" und der
"linken Seite der Barrikade" spricht. Ein Jargon, der auch anlässlich des
Thüringer Trauerspiels zu hören und zu lesen war ("Faschistenbande",
"Höckesau", "Pöbler und Mordanstifter").

Die Deutungshoheit über das Feindbild ist zum Objekt einer bizarren
Begierde erwachsen, um das all jene erbittert rivalisieren, die kraft ihrer
medialen Autorität und Präsenz den politischen Diskurs beeinflussen. Das
kann dann zu solchen skurrilen theologisch-numinosen Überformungen führen,
wie sie jüngst Robert Habeck beim Weltwirtschaftsforum in Davos darbot. Der
deutsche Grünen-Chef verkündigte allen Ernstes, Donald Trump sei "DER
Gegner" und stehe für "ALLE Probleme". Der US-Präsident als Antichrist des
grün-säkularen Äons! Angesichts der wuchernden Dichotomien von Links und
Rechts, Herz und Hetze, Gut und Böse würde Carl Schmitt seine Theorie, dass
Politik erst mit einem dezidierten Feindbild funktioniert, bestens
bestätigt sehen. "Es ist nicht gut, dass der Mensch ohne Feind sei", hatte
der umstrittene Staatsrechtler und katholische Denker postuliert. Nicht die
Wahl des Freundes, sondern der Kampf mit dem Feind solle Aufschluss darüber
geben, wer wir sind.

Einst war das große WIR die anmaßende Vokabel des Absolutismus, der den
Pluralis Majestatis prägte, obwohl den nicht einmal der alttestamentarische
Gott benutzte. Bemerkte doch dieser zu Mose am brennenden Dornbusch
schlicht: "Ich bin, der ich bin". Sonnenkönig Ludwig XIV., die Inkarnation
des Absolutismus schlechthin, war nur in einem Fall nicht bereit, durch den
Gebrauch des möglicherweise missverständlichen Pluralpronomens Illusionen
zu befördern: L'état c'est moi! Der Staat bin ICH! Im Sozialismus erfolgte
die dialektisch-sophistische Transformation "Vom ICH zum WIR", wobei
Letzterem vor allem auf Propagandaplakaten ein papierenes Dasein beschieden
war.

Wenn Gegner von Merkels Kurs, vor allem ihrer Migrationspolitik, mit dem
Skandieren der Parole "Wir sind das Volk" auch Hass- und Gewaltattacken
Legitimität zu geben versuchen, mag das als "Pervertierung" (Wolfgang
Thierse) solch historiengetränkten Rufs oder als "Kampfschrei eines
Verbitterungsmilieus" ("Die Zeit") empfunden werden. Falsch ist der Satz
nicht. Natürlich sind sie nicht "das" Volk. Aber sie sind "auch" das Volk.
Deklassierte, Depravierte, Desintegrierte. Möglicherweise. Gewiss jedoch:
Volk. Das auszublenden, zeugt von kommunikativer Inkompetenz und
politischer Tollheit, die längst Methode hat. Es ist die Bankrotterklärung
der Politik, ihrer ureigensten Aufgabe nachzukommen, der Bändigung des
Leviathans. Vulgo: in der Demokratie zwischen divergierenden und
konkurrierenden Kräften zu vermitteln, im "Volk" für Frieden und Ausgleich
zu sorgen. Oder gibt es einen Plan B, Brechts rigorosem Rat zu folgen, das
eigene Volk aufzulösen und ein anderes zu wählen?

Zurzeit ist hierzulande viel von einem anderen Volk die Rede, dem Volk
Gottes. Ein anderes Volk? Ein kleineres, weiterhin kleiner werdendes,
gewiss. Doch kein anderes. Die Gemeinschaft der Glaubenden wirkt als Teil
der Gesellschaft in der Gesellschaft und spiegelt deren Widersprüche,
Spannungen, Risse. Die aktuellen Debatten um den Synodalen Weg machen das
evident. Angesichts der deutlich differierenden Positionen um Zölibat,
Laienmitsprache, Sexualmoral und Rolle der Frauen war es da wohltuend und
wichtig, dass der Präsident des Zentralkomitees der deutschen Katholiken,
Thomas Sternberg, beim Eröffnungsgottesdienst noch einmal auf das dabei
durchaus gefährdete Kernanliegen verwies: "Es geht um den Glauben und seine
Weitergabe." Wer einen Dialog mit religiösen und säkularen Akteuren
für notwendig und möglich hält und diesen als wichtigstes Austragungsfeld
von Konflikten sieht, braucht ein vitales Christentum. Weil ein solcher
Dialog nur dann sinnvoll und erfolgreich sein kann, wenn er - neben
beiderseitigem guten Willen - von starken und selbstbewussten Partnern
geführt wird.

Denn mit dem Verlust von Glauben, mit der zunehmenden Geringschätzung des
religiös Überkommenen wird auch das geistig-kulturelle Wertefundament
geschwächt, auf dem ein der Stabilität bedürfendes Gemeinwesen ruht.
Der Staatsrechtler Ernst-Wolfgang Böckenförde fasste das 1964 in sein
berühmtes Diktum: "Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von
Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren
kann."

Panoptikum von Partikularinteressen

In Zeiten, da die deutsche Debatte täglich neue Tiefpunkte anstrebt und
die politische Kultur zur Disposition gestellt wird, sind diese
Voraussetzungen wichtiger denn je. Zumal es mittlerweile längst
nicht mehr nur um Pluralität und Multikulturalität geht, sondern auch
um eine die Gesellschaft zunehmend fragmentierende Identitätspolitik.
Die einstigen Kämpfe um "pauschale" Gleichberechtigung in juristischer,
politischer, wirtschaftlicher Hinsicht wurden ausgeweitet um das Drängen
von Minderheiten nach "Anerkennung ihrer ganz bestimmten, durch die
Vorfahren, die Geschichte, das Schicksal vorgegebenen Identitäten", so der
frühere Bundespräsident Joachim Gauck in seinem Buch "Toleranz:
einfach schwer" (Verlag Herder). Gauck weiter: "Für sie steht nicht im
Vordergrund, Teil einer Gesellschaft zu werden, die alle Bürger auf
gleicher Basis einschließt; primär für sie ist die Anerkennung ihrer je
spezifischen sexuellen, ethnischen, religiösen oder kulturellen
Partikularinteressen." Dass diese Partikularinteressen mit den aktuellen
Auseinandersetzungen um Klima, Zuwanderung, Verkehr, um politische
Korrektheit und andere Probleme und Prozesse die Gesellschaft schneller und
nachhaltiger verändern werden als dem Anpassungsvermögen des Einzelnen
immer zuträglich, zeichnet sich täglich klarer ab. Da wird es zweifellos
schwer, eine "Haltung der Sanftmut, der Einfachheit, des Respekts, der
Mäßigung und der Verborgenheit" zu bewahren, wie sie Papst Franziskus
dieser Tage von Christen einforderte. Toleranz sei die letzte Tugend 
einer verdorbenen Gesellschaft, meinte der evangelikale US-Fernsehprediger
Dennis James Kennedy, der selbst mit Toleranz wenig im Sinn hatte. Man
könnte sie stattdessen als letzte Tugend bezeichnen, die eine Gesellschaft
vor dem Verrohen und Verderben bewahrt. Allerdings funktioniert sie nur auf
Gegenseitigkeit. Sonst droht Krieg. Wenn auch vorerst nur um vermeintliche
Marginalien. Wie Parkplätze.




Kurz gefasst





Ein Land im Wahn der Widertracht: Die deutsche Debatte stürzt täglich
 neuen Tiefpunkten zu. Wuchernde Dichotomien und eine kaum mehr
 überschaubare Identitätspolitik fragmentieren die Gesellschaft.
 Mittendrin das Menetekel Thüringen. Die Deutungshoheit über das Feindbild
 ist zum Objekt einer bizarren Begierde der Diskurskräfte erwachsen. Ein
 aufschwellendes Gegeneinander ist im Gange, weil die Politik bei ihrem
 Auftrag zum Ausgleich der rivalisierenden Fraktionen kläglich versagt.
 Die Tugend der Toleranz erscheint als letztes Bollwerk. Doch sie
 funktioniert nur auf Gegenseitigkeit. Keine guten Aussichten.



 * 

Quelle:

Ingolf Bossenz, Februar 2020

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.

Erstveröffentlicht in Die Tagespost vom 20. Februar 2020, S. 17

https://www.die-tagespost.de/gesellschaft/feuilleton/Das-letzte-Bollwerk;art310,205678



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Februar 2020 
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8903: Und morgen, den 24. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 24.02.2020 bis zum 25.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8903 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wechselwinde,

Regenwetter,

Gammelrinde,

Jean wird fetter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9324: Aus aller Welt - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue Hoffnung auf Frieden im Südsudan

Im bürgerkriegsgeschüttelten Südsudan haben sich Regierung und
Opposition nach langen Verhandlungen auf die Umsetzung des
Friedensabkommens von 2018 verständigt. Wie aus einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP hervorgeht, wurde Oppositions- und
Rebellenchef Riek Machar am Samstag bei einer Zeremonie in der
Hauptstadt Juba vor Vertretern der Nachbarstaaten als neuer
Vizepräsident des Landes vereidigt. Anschließend reichte er seinem
Rivalen Präsident Salva Kiir die Hand, mit dem er sich seit Jahren
einen Machtkampf lieferte. Kiir löste das bisherige Kabinett auf, um
eine inklusive Übergangsregierung bilden zu können, der auch
Oppositionsmitglieder angehören.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9324: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Getränkemarkt überfallen - Bewaffneter Täter flüchtet mit Beute

Im baden-württembergischen Leimen überfiel ein Unbekannter am
Samstagabend einen Getränkemarkt. Er bedrohte einen 25jährigen
Mitarbeiter mit einer Pistole und flüchtete anschließend mit seiner
Beute zu Fuß in Richtung Stadtmitte. Das gab die Polizei Mannheim
laut dpa-Angaben am Sonntagmorgen bekannt. Die Fahndung nach dem
Täter verlief bislang ergebnislos.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9321: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Truppen setzen Offensive in Idlib fort

Die syrische Armee hat die Autobahn M5 im Norden des Landes, die die
Hauptstadt Damaskus mit Aleppo verbindet, erstmals seit Jahren
vollständig unter ihre Kontrolle bringen können. Das teilte die
syrische Regierung nach Informationen der Nachrichtenagentur APA am
Samstag auf einer Pressekonferenz mit. Unterdessen warnte das
Kommando der syrischen Streitkräfte vor einer Verletzung des
syrischen Luftraums. Das Eindringen jedes Flugzeugs in den Luftraum
des Landes werde als feindlicher Akt betrachtet und von der
Luftverteidigung bekämpft.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9323: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundes-CDU lehnt Erfurter Kompromiß ab

Die Bundes-CDU lehnt den Erfurter-Kompromiß zur Wahl des
Linken-Politikers Bodo Ramelow zum Thüringer Ministerpräsidenten
strikt ab. Wer Ramelow zum Regierungschef wähle, verstoße gegen die
Beschlüsse der CDU, sagte Generalsekretär Paul Ziemiak nach
Informationen der Nachrichtenagentur AFP am Samstag in Berlin. In
Erfurt verständigten sich Vertreter von CDU, SPD, Linke und Grüne am
Freitagabend darauf, am 4. März einen übergangsmäßigen
Ministerpräsidenten zu wählen. Einige CDU-Abgeordnete haben sich
offenbar dafür ausgesprochen, für den ehemaligen Regierungschef Bodo
Ramelow (Linke) zu stimmen, damit dieser eine Mehrheit erhält. Linke,
SPD und Grüne stellen im Landtag 42 der 90 Abgeordneten. Die
Verhandlungsgruppe verständigte sich außerdem auf Neuwahlen. Sie
sollen am 25. April 2021 stattfinden.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9321: Tragisches und Kurioses - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Verletzte durch Erdbeben

In der Grenzregion zwischen dem Iran und der Türkei sind bei einem
Erdbeben der Stärke 5,7 mindestens neun Menschen ums Leben gekommen
und Dutzende weitere verletzt worden, berichtete die Deutsche
Presse-Agentur. Nach Angaben des türkischen Innenministers Süleyman
Soylu wurden durch die Erschütterungen mehr als tausend Gebäude zum
Einsturz gebracht. Mehrere Menschen seien unter den Trümmern
eingeschlossen.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8406: Aus Forschung und Technik - 23.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



US-Raumfahrtkonzern Blue Origin eröffnet neue Triebwerksfabrik

Das private US-Raumfahrtunternehmen Blue Origin hat laut einer
Pressemitteilung eine neue Triebwerksfabrik in Huntsville (Alabama)
in Betrieb genommen. Das Herzstück jedes erfolgreichen
Trägerraketenprogramms seien die Motoren, die diese Flugkörper in den
Weltraum bringen, sagte Unternehmensleiter Bob Smith bei der
Eröffnung der Produktionsstätte. Neben den BE-7-Triebwerken, die in
der Mondlandefähre von Blue Origin zum Einsatz kommen, werden in der
neuen Fabrik auch die BE-4- und BE-3U-Motoren hergestellt. Nach
Angaben des Firmenchefs befindet sich Blue Origin auf dem Weg, ihr
Versprechen einzulösen und die Abhängigkeit der USA von in Rußland
hergestellten Raketentriebwerken zu beenden.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8420: Aus aller Welt - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Erdbeben im Grenzgebiet von Türkei und Iran

Das Grenzgebiet von Iran und Türkei ist von einem Erdbeben der Stärke
5,9 erschüttert worden. Das Beben traf auf türkischer Seite Dutzende
von Dörfern. Mindestens neun Menschen, darunter drei Kinder, kamen
ums Leben. Das türkische Gesundheitsministerium meldete zudem 37
Verletzte. Unter den Trümmern der Häuser befinden sich weitere Opfer.
Innenminister Soylu sprach von mehr als 1000 Gebäuden, die
eingestürzt sind. Im Iran waren nach Angaben der Nachrichtenagentur
Irna 43 Dörfer in der gebirgigen Provinz West-Aserbaidschan
betroffen. Mindestens 75 Menschen wurden verletzt.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8375: Medizin und Gesundheitswesen - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Covid-19-Pandemie kaum noch zu verhindern

Offenbar ist eine Pandemie nicht mehr abzuwenden. Laut afp sind neben
China in weiteren 25 Ländern, darunter auch Deutschland, insgesamt
rund 1100 Infektionen nachgewiesen worden. Besonders betroffen ist
dabei Südkorea, wo bei 204 Menschen das Virus nachgewiesen wurde.
Derweil sind in China mehr als 75.000 Menschen erkrankt und über 2200
gestorben. Angesichts dessen warnte WHO-Chef Tedros Adhanom
Ghebreyesus, daß sich das Zeitfenster zur Eindämmung der Epidemie
immer mehr schließt. Wenn die Welt jetzt nicht hart gegen das Virus
vorgeht, so Ghebreyesus, dann wird die Menschheit vor einem
schwerwiegenden Problem stehen.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8408: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



NRW-Verfassungsschutz hat rechten AfD-Flügel im Visier

Der Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen rechnet rund 1000
Anhänger des völkisch-nationalistischen Flügels um den AfD-Politiker
Höcke der Neuen Rechten zu. Rund 40 Prozent der AfD-Mitglieder lassen
sich diesem Flügel zuordnen. Zur Neuen Rechten gehört auch die
Identitäre Bewegung. Das Landesinnenministerium in Düsseldorf
berichtete, den Gruppierungen der Neuen Rechten sei gemeinsam, daß
sie über den migrations- und fremdenfeindlichen Diskurs den
ideologischen Nährboden für gewaltorientierte Rechtsextremisten
bereiten könnten. Für das laufende Jahr erwartet der
Verfassungsschutz ein Anwachsen der Zahl der Rechtsextremisten in NRW
auf 4000.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8330: Sprache, Kunst und Medium - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Rios Karnevalisten stellen sich gegen Präsident Bolsonaro

Viele Beteiligte des Karnevals in Rio de Janeiro beziehen aktuell
Stellung gegen Brasiliens ultrarechten Präsidenten Bolsonaro, der
seinerseits den einflußreichen Samba-Schulen den Kampf angesagt hat.

So kritisieren die berühmte Karnevalsgruppe Mangueira und die
gefeierte Samba-Schule Portela, die im vergangenen Jahr den Wettbewerb
unter 13 Tanzgruppen gewonnen hatte, im Rahmen ihrer aktuellen Show
die Angriffe des Staatsoberhaupts gegen Homosexuelle und die freie
Kunstszene.

Eingeschlossen in die Proteste ist auch Bolsonaros unbeliebter
Gefolgsmann, der Oberbürgermeister von Rio, Marcello Crivella, der
seit seinem Amtsantritt 2016 den aufmüpfigen Sambaschulen die zuvor
jährlich bereitgestellten Zuschüsse von früher umgerechnet 5,8
Millionen Euro schrittweise gekürzt hatte, bis er diese 2020
schließlich völlig strich.

Aber die Karnevalisten lassen sich nicht ins Bockshorn jagen, die
einstudierten Programme stehen. Am Montag beginnt der zweitägige
Wettbewerb der Samba-Schulen. In der Parade soll unter anderem die
Armut breiter Bevölkerungsschichten, die Diskriminierung und
Unterdrückung der Frauen, mangelnder Umweltschutz, die Bereicherung
von Politikern und das Stillhalten der Kirchen angesichts der
Mißstände Thema sein.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8397: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Israelische Soldaten erschießen Al-Kuds-Kommandeur im Gazastreifen

Israelische Soldaten haben am Sonntagmorgen bei Chan Yunis einen
Bewohner des Gazastreifens erschossen, der sich zusammen mit
mindestens einem weiteren Mann dem Zaun der Palästinenserenklave
genähert hatte, in dessen Nähe er einer Armeesprecherin zufolge einen
Sprengsatz anbringen wollte. Seine Leiche wurde unter Geleitschutz
eines Panzers von einem Bulldozer mit der Schaufel aufgenommen und
auf die andere Seite des Zauns gebracht. Der Islamische Dschihad
teilte mit, bei dem Toten handele es sich um den 27jährigen Mohammed
al-Naim, einem Kommandeur der Al-Kuds-Brigaden. Nach dem Zwischenfall
am Grenzzaun wurden am Abend aus dem Gazastreifen heraus rund 20
Raketen auf israelisches Gebiet abgefeuert, von denen die Hälfte von
der israelischen Raketenabwehr abgefangen wurde.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8411: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Verhaltende Hoffnung auf globale Steuerreform

Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat sich beim Treffen der
Finanzminister der 20 führenden Industrie- und Schwellenländer (G20)
in Saudi-Arabiens Hauptstadt Riad verhalten zuversichtlich gezeigt,
daß es für eine globale Steuerreform noch in diesem Jahr eine
internationale Lösung geben könnte. Mit der Anpassung der
Steuerregeln soll vor allem die Steuervermeidung transnationaler
Internetkonzerne wie Apple, Facebook, Google und Amazon verhindert
werden. Das könnte weltweit Steuereinnahmen von hundert Milliarden
Dollar generieren. Die Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) schlägt eine globale
Mindeststeuer und eine Verteilung der Besteuerungsrechte bei
digitalen Dienstleistungen auf die einzelnen Länder vor.
US-Finanzminister Steven Mnuchin favorisiert, daß sich die Multis das
Modell ihrer Besteuerung aussuchen können. Scholz hält das für
sinnlos. Laut Gipfelabschlußbericht sollen diese und weitere
Differenzen bis Juli überwunden werden, so daß die G20-Mitglieder
eine politische Grundsatzeinigung vorlegen können. Scholz verließ den
Gipfel in Riad frühzeitig, um den Sieg seiner SPD bei der
Bürgerschaftswahl in Hamburg feiern zu können.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8380: Tragisches und Kurioses - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Sturmtief macht Karnevalisten Strich durch die Rechnung

So schnell lassen sich die Anhänger des Karnevals in den westdeutschen
Hochburgen nicht von ihren traditionellen Straßenumzügen abbringen,
aber das gegenwärtig von Dauerregen begleitete Sturmtief hat sie fast
überall in NRW zu Absagen der Umzüge mit den windanfälligen Motivwagen
gezwungen. Auch die Kölner und Düsseldorfer mußten sich den
Naturgewalten beugen.

Das war schlimm für die vielen Kostümierten, die sich über Monate auf
die Umzüge vorbereitet und gefreut hatten. Bis zu einer Viertelmillion
Menschen hatten an der Strecke in der Hoffnung ausgeharrt, daß die
Wagen mit den Gruppen, den Kapellen und Tänzer doch noch kommen
würden. Schlimmer noch; der zunächst nur verschobene Start und die
dann folgende Kürzung der Strecken sind endgültig, es wird keinen
Nachholtermin geben. Die Absagen galten für mehr als 40 westdeutsche
Städte und Ortschaften, ebenso wie für zahlreiche Stadtteilfeste, wie
WDR1 berichtet.

Jetzt besteht für die Jecken nur noch die Hoffnung, daß der Sturm
abzieht und morgen die Rosenmontagszüge stattfinden können.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8409: Arbeit, Soziales und Familie - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen LPT-Tierversuchslabor in Löhndorf

In Kiel haben am Samstag rund 1500 Tierschützer gegen das
Tierversuchslabor des Laboratory of Pharmacology and Toxicology (LPT)
in Löhndorf im Kreis Plön protestiert. Sie forderten von den
zuständigen Behörden die umgehende Schließung der Einrichtung. Am
Standort Löhndorf führt LPT hauptsächlich Medikamententests an
Kleintieren durch. Den Versuchslaboren in Hamburg-Neugraben und
Mienenbüttel in Niedersachsen wurde bereits die behördliche
Betriebserlaubnis entzogen.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8386: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Umweltschützer begrüßen Abschaltung Fessenheims

Atomkraftgegner in Frankreich, Deutschland und der Schweiz haben
begrüßt, daß endlich der erste Reaktor des Atomkraftwerks Fessenheim
vom Netz genommen wurde. Laut dpa galt der elsässische Atommeiler
seit Jahrzehnten als Sicherheitsrisiko. Schließlich ist die Technik
des ältesten Atomkraftwerk Frankreichs inzwischen mehr als veraltet.
Nachdem der erste Reaktorblock nun vom Stromnetz genommen wurde,
müssen Atomkraftgegner bis zum 30. Juni warten, bis sie wieder einen
Grund zum Feiern haben. Dann soll der zweite Block abgeschaltet
werden. Nach der Stillegung soll nach Angaben des Betreibers EDF die
Demontage des Meilers vorbereitet werden. Diese soll ab 2025 beginnen
und bis zu 20 Jahre dauern.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8397: Märkte und Finanzen - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Vollzug der Rodungen auf Brandenburger Teslagelände

Das OVG Berlin-Brandenburg hat am Donnerstagabend weitere
Rodungsarbeiten auf dem Gelände der künftigen Tesla-Fabrik bei
Grünheide östlich von Berlin erlaubt. Zwei Tage später wurde Vollzug
gemeldet. Von dem rund 90 Hektar großen Forst standen am Sonntag nur
noch vereinzelte Bäume. Auf zweien wurden Fledermäuse im Winterschlaf
entdeckt, die mit dem Frühjahr umgesiedelt werden sollen. Das Gelände
ist inzwischen von einem Zaun umgeben und wird von Polizei gesichert.
Der kalifornische Autobauer will in Brandenburg ab 2020 bis zu
500.000 Elektroautos im Jahr herstellen.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8409: Aus Forschung und Technik - 23.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Google warnt vor Sideloads auf Huawei-Geräten

Die Spaltung des Smartphone-Bereiches ist wohl nicht mehr
aufzuhalten. Wie die Hightech-Plattform tn3.de gerade meldete, warnt
das US-amerikanische Google unter anderem davor, seine Dienste und
Apps wie Gmail oder Maps auf nicht lizenzierten Smartphones zu
installieren. Gemeint sind hier die Geräte von Huawei. Am 16. Mai
2019 hatte die US-Regierung das chinesische Unternehmen auf die
sogenannte Entity-Liste gesetzt. Dadurch ist es US-Unternehmen nur
mit einer speziellen Genehmigung gestattet, mit Huawei Handel zu
treiben oder sonstige Geschäftsbeziehungen zu unterhalten. In der
Folge darf Google nicht mit Huawei an neuen Smartphone-Modellen
arbeiten und Apps wie Gmail, Maps, YouTube oder den Play Store auf
Huawei-Geräten vorinstallieren. Auch sogenannte Sideloads, also ein
nachträgliches Installieren, soll unterbunden werden. Als Grund
führte die US-Regierung unter Donald Trump Sicherheitsbedenken
gegenüber dem chinesischen Unternehmen an. Allerdings ist es ein
offenes Geheimnis, daß dieser Vorwurf lediglich eine weitere
Eskalationsstufe von Trumps Wirtschaftskrieg gegen das Reich der
Mitte ist. Huawei hat inzwischen reagiert und nicht nur in Konkurrenz
zu Google ein eigenes Betriebssystem entwickelt, sondern baut gerade
auch eifrig einen Play Store mit qualitativ hochwertigen Apps auf.
Eine Entwicklung, die Google überhaupt nicht passen wird.

23. Februar 2020
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INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





RECHT/737: Keine weitere Inhaftierung von Julian Assange


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 23. Februar 2020

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Keine weitere Inhaftierung von Julian Assange



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Morgen beginnt das Verfahren zur Auslieferung von Wikileaks-Gründer Julian
Assange, in dem über seine Auslieferung in die USA entschieden wird. Dabei
ist sein Gesundheitszustand besorgniserregend. Der Sonderberichterstatter
der Vereinten Nationen, Nils Melzer, stellte fest, dass Assange psychisch
erkrankt ist.

"Julian Assange hat mit seinen Veröffentlichungen die USA unter einen
großen politischen Legitimationsdruck gesetzt und musste dafür einen hohen
Preis zahlen. Der sehr besorgniserregende Gesundheitszustand von Julian
Assange ist laut Aussage des UN-Sonderberichterstatters Nils Melzer auf
Isolation und psychische Folter zurückzuführen.

Jemand mit solch schwerwiegenden Erkrankungen gehört in ein Krankenhaus und
nicht in ein Gefängnis. Eine weitere Inhaftierung und auch eine
Auslieferung aus politischen Gründen darf es nicht geben. Wir brauchen
einen umfassenden Schutz für Whistleblower auf allen Ebenen. Whistleblowing
ist kein Verbrechen, sondern eine Grundbedingung für eine funktionierende
Demokratie."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Februar 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





WOHNEN/241: Mehr Regeln in der Wohnungspolitik (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Mehr Regeln in der Wohnungspolitik

Über 40 Hamburger Immobiliengesellschaften und die
Kampagne #einfachwohnen wollen gemeinwohlorientierte Wohnungspolitik
stärken



"Wir brauchen mehr, nicht weniger staatliche Regulierung in der Wohnungs-
und Bodenpolitik." Mit dieser für Wohnungsunternehmen ungewöhnlichen
Forderung wenden sich jetzt Hamburgs kleine Wohngenossenschaften und die
Kampagne #einfachwohnen an die Öffentlichkeit. Gemeinsam fordern sie, dass
städtische Flächen ausschließlich verlässlichen Partnern zur Verfügung
gestellt werden, die dauerhaft preiswerten Wohnraum und soziale Leistungen
bieten.

Schenkt man den alarmistischen Meldungen aus Teilen der Immobilienbranche
Glauben, dann sorgen Erbbaurecht und weitere Auflagen bald dazu, dass keine
einzige Wohnung mehr in Hamburg gebaut wird. Dieser Darstellung
widerspricht jetzt ein neuer Zusammenschluss Hamburger
Immobiliengesellschaften vehement. "Die unterzeichnenden Unternehmen und
noch viele andere sind sofort bereit, Wohnungen unter den aktuellen
Bedingungen zu bauen", sagt Tobias Behrens von STATTBAU Hamburg. "Wir
begrüßen ausdrücklich die Aktivitäten Hamburgs und des Bundes regulierend
einzugreifen, den öffentlich geförderten Wohnungsbau zu verstärken und die
entfesselten Marktkräfte einzudämmen."

Zusammen mit mehr als 40 kleinen Wohngenossenschaften wendete sich Behrens
in einem Schreiben Anfang Februar an Bürgermeister Peter Tschentscher und
Stadtentwicklungssenatorin Dorothee Stapelfeld. Die Botschaft an die
Politik: Weiter so! Markteingriffe sind unabdingbar. "Dazu gehören auch die
Grundstücksvergaben nach Konzeptqualität und die Absicht,
Grundstücksvergaben im Erbbaurecht zur Regel zu machen. Auch ist der
konsequente Einsatz der Instrumente des allgemeinen Städtebaurechts zu
begrüßen, der zu einer Verstärkung der Anwendung von Vorkaufsrechten
geführt hat."

Doch damit nicht genug: Die kleinen Wohnungsgenossenschaften und die Macher
der Kampagne #einfachwohnen fordern weitere Regeln für den Wohnungsbau. "Jeder
zweite Hamburger hat Anspruch auf eine Sozialwohnung. Deswegen muss bei
Neubauprojekten jede zweite Wohnung gefördert werden",
fordert #einfachwohnen-Sprecher und Diakonie-Chef Dirk Ahrens. "Außerdem
braucht Hamburg ein neues, soziales Höchstbieterverfahren. Nicht derjenige,
der am meisten Geld bietet, sondern derjenige, der am meisten soziale
Verantwortung übernehmen kann, sollte künftig städtische Grundstücke
erhalten." In Folge solch einer neuen Vergaberichtlinie würden deutlich
mehr Wohnungen für Menschen in Wohnungsnot gebaut. Aktuell kann die Stadt
rund 12.000 Haushalte trotz Dringlichkeitsschein nicht versorgen. Diese
Menschen wollen wie alle anderen Hamburger einfach wohnen. "Wir brauchen
eine Wohnungswirtschaft, die ihr wirtschaftliches Handeln am Gemeinwohl
ausrichtet", sagt Tobias Behrens. "Unser Zusammenschluss ist bereit, diese
Verantwortung zu übernehmen. Jetzt liegt es am künftigen Senat, ob er die
Chance ergreift und soziale Investoren stärker in den Wohnungsbau
miteinbezieht."


Hintergrund:
Ende August starteten Diakonie, Caritas, Mieter helfen Mietern e.V. und
STATTBAU im "Hamburger Bündnis für eine neue soziale Wohnungspolitik"
gemeinsam die Kampagne #einfachwohnen.


Das Schreiben an Senatorin Stapelfeld finden Sie unter:

https://www.einfachwohnen-hamburg.de/fuer-eine-gemeinwohlorientierte-wohnungs-und-bodenpolitik/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07190: Der Reiz des Skurrilen (SB)


Sobald eine Variante ins Leben gerufen wird, scharen sich im nächsten
Augenblick auch schon Anhänger um sie. Mag sie skurril sein,
possenhaft, ein wenig überdreht oder gewagt, das alles spielt keine
Rolle - solange sie nicht widerlegt ist, wird sie auf den Brettern
auftauchen. So verhält es sich auch mit der Mac-Cutcheon-Variante der
Französischen Verteidigung, die nach den Zügen 1.e2-e4 e7-e6 2.d2-d4
d7-d5 3.Sb1-c3 Sg8-f6 4.Lc1-g5 Lf8-b4 entsteht. Mac Cutcheon war
Amerikaner, er liebte das Abenteuerliche, und er ahnte wohl nicht, daß
die später nach ihm benannte Variante, trotzdem die Theorie nie ein
gutes Urteil über sie fällte, immer wieder und bis auf den heutigen
Tag Schachfreunde rund um den Globus in ihren Bann schlägt. Die
Variante macht es Schwarz nicht leicht. In zumeist gedrückten
Stellungen muß er um jedes Jota Raum kämpfen und verschiedene Gefahren
abwehren. Seine Aussichten auf gleiches Spiel sind dünngesät, schmal
ist der begehbare Pfad, doch der Gedanke, eine Fesselung mit einer
Gegenfessel zu beantworten, ist für manche ein zu reizvolles
Unterfangen, als daß sie widerstehen könnten. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatte Weiß indes seine Vorteile zu nutzen verstanden und mit
einer gelungenen Kombination versetzte er der Variante einen
empfindlichen Schlag, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07190: Der Reiz des Skurrilen (SB)]



Tscharuschin - Carlsson

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

In der Tat, die Paralyse der schwarzen Figuren erlaubte es Weiß, seine
Druckstellung voll und ganz auszuschöpfen: 1.c3-c4! d5xc4 2.Ld3xc4 Lc8-
d7 3.Sb5-d6 Sh6-f7 4.Ta3-f3 - Schwarz kann sich praktisch nicht mehr
rühren, so folgt auf 4...Kf8-e7 5.Th3xh7! und auf 4...Kf8-g8 5.Sd6xf7
Sd8xf7 6.Sf4xe6 - 4...Ld7-c6 5.Sf4-g6+ Kf8-g8 6.Sg6-e7+ Kg8-f8
7.Se7xc6 und Schwarz gab auf. Nach 7...b7xc6 8.Tf3xf7+ Sd8xf7 9.Th3-f3
hätte er ohnehin abdanken müssen.



Erstveröffentlichung am 3. Februar 2007
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





FRAGEN/005: Vogel des Jahres 2020 - Bei Überflug Abschuss (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Herbst 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Bei Überflug Abschuss

Interview von Nicole Flöper mit Nicholas Barbara



Die Turteltaube darf in zehn EU-Staaten gejagt werden. Die
Mitgliedstaaten mit Lizenz müssen dabei eigentlich sicherstellen, dass
der Bestand der Art und deren Schutzbemühungen nicht gefährdet werden.
Dennoch kommen in der EU jährlich mindestens 1,4 bis 2,2 Millionen
Turteltauben zum Abschuss. Wir sprachen mit Nicholas Barbara, der für
BirdLife Malta seit etlichen Jahren als Naturschutzbeauftragter tätig
ist, über die Jagd auf die Turteltaube.

NABU: Wer hat die Jagd auf Turteltauben in Malta eingeführt
und warum?

Nicholas Barbara: Die Turteltaube wird auf Malta seit vielen
Jahren bejagt. Da es sie häufig gab, konnten maltesische Familien ihre
fleischarme Ernährung mit dieser Wildart ausgleichen. Vor dem
EU-Beitritt Maltas im Jahr 2004 war die Jagd auf Turteltauben im
Frühjahr und Herbst ohne Einschränkungen erlaubt, doch später übte die
Europäische Kommission Druck aus, da die Jagd im Frühjahr nach der
Vogelschutzrichtlinie nicht zulässig ist. Nach einem Urteil des
Europäischen Gerichtshofs 2009 hat Malta damit begonnen, eine
Ausnahmeregelung anzuwenden, um die Jagd auf Turteltauben im Frühjahr
trotzdem weiter zu ermöglichen.

Warum ist das so?

Die Jagd auf Turteltauben wird meist als Sport betrachtet. Erjagte
Vögel landeten normalerweise auf dem Teller, aber das kommt
mittlerweile immer seltener vor. Die Jagd besitzt in erster Linie
Freizeitwert für Maltas 10.000 Jäger*innen. In der Jagdsaison
profitiert die lokale Wirtschaft durch den Verkauf von Waffen und
Munition bis hin zur Vermietung von Jagdanwesen in ländlichen
Gebieten.

Wie ist die aktuelle Situation auf Malta?

Malta beantragt nach wie vor eine Ausnahmeregelung für die
Turteltaubenjagd im Frühjahr. Da die Art jüngst von der
Weltnaturschutzunion IUCN als "gefährdet" eingestuft wurde, war die
maltesische Regierung dazu veranlasst, ein Moratorium für die
Frühjahrsjagd auf diese Vogelart zu verhängen, aus Angst davor, die
Europäische Kommission würde Malta abermals aufgrund nicht
nachhaltiger Bejagung dieser Art vor Gericht bringen. Da jedoch im
Frühjahr Wachteln geschossen werden dürfen, haben Jäger*innen die
Möglichkeit, mitten in der Zugzeit der Turteltaube in der maltesischen
Landschaft Waffen zu tragen. Tatsache ist jedoch, dass vor Gericht
keine Strafen für den illegalen Abschuss von Turteltauben verhängt
wurden, obwohl BirdLife Malta der Polizei Beweise für solche Fälle
vorgelegt hat.

Warum ist es so wichtig, die Turteltauben auf Malta zu schützen?


Turteltauben, die über Malta fliegen, sind nicht weniger als acht
europäischen Ländern verbunden. Das zeigen Ringdaten von Vögeln, die
in Malta gefunden wurden und in ihrem Herkunftsland beringt wurden.
Wir wissen daher, dass die Turteltauben, die in jedem Frühling und
Herbst über die Inseln ziehen, in Italien, Tschechien, Ungarn, Polen,
Frankreich, Kroatien und Österreich zur Brut geschritten wären bzw.
ihr Leben begonnen haben. Die Jagd auf Turteltauben in Malta hat
aufgrund der rückläufigen Bestände in Europa Auswirkungen auf diese
Brutpopulation.

Die Jagd auf Turteltauben in Malta hat aufgrund der
 rückläufigen Bestände in Europa Auswirkungen auf diese
 Brutpopulationen.



Wie sieht es vor Ort als Vogelschützer aus?

Die Jagd auf Turteltauben ist ein heißes Thema in Malta, und jeder
Widerstand stößt in der Regel auf viel Kritik. Manchmal gibt es auch
Konfrontationen mit der Jägerschaft. Obwohl diese ihr Image im Vorfeld
des Referendums über den Beibehalt der Jagd 2015 verbessern wollte,
fühlen sich die Mitarbeiter*innen und Freiwilligen von BirdLife Malta
in bestimmten Situationen vor Ort bedroht. Die Ankunft majestätischer,
charismatischer Vogelarten wie Weißstörche, Schwarzstörche oder
Schmutzgeier weckt noch immer das Interesse der "schwarzen Schafe"
unter den Jäger*innen und erfordert es, dass Freiwillige Nachtwachen
halten und die Vögel bewachen. Die Jägerschaft akzeptiert keinesfalls
Vogelschützer, die auf Streife gehen oder etwa illegale Abschüsse
filmen und melden.

Außer Nachtwachen, wie sieht die Arbeit in Malta auf den
verschiedenen Ebenen aus?

Unsere Arbeit in Malta reicht von Aktionen vor Ort, über Diskussionen
mit Politikern bis hin zu Öffentlichkeitsarbeit. Aufklärung über den
Abschuss und das nicht nachhaltige Jagen und Fangen von Vögeln muss
auf der Tagesordnung bleiben, um einen Meinungswandel herbeizuführen.
Das kann nur erreicht werden, indem die Situation vor Ort sowohl der
Öffentlichkeit als auch den Entscheidungsträger*innen geschildert
wird.

Gibt es Verbündete im Kampf gegen die Jagd?

Wir haben den Eindruck, dass die Hälfte der Bevölkerung gegen die Jagd
im Frühjahr ist, wobei möglicherweise ein beträchtlicher Teil dieser
Gruppe auch für eine vollständige Abschaffung der Jagd im Laufe des
Jahres steht. Das ganze Jahr über werden die Mitarbeiter von BirdLife
Malta häufig von Leuten kontaktiert, die auf dem Land oder auf ihrem
Grundstück verletzte oder geschossene Vögel finden.

Wie können wir in Deutschland BirdLife Malta unterstützen?

Indem Sie der Organisation als Mitglied beitreten, um Neuigkeiten und
Updates über die Arbeit der Organisation zu erhalten. Sie können als
Freiwillige auf der Insel mitarbeiten oder einfach spenden. Das hilft
uns, die notwendigen Mittel für unseren Kampf zum Schutz der letztlich
europäischen Vögel zur Verfügung zu haben.


Nicholas Barbara arbeitet seit 2009 für BirdLife Malta.

 * 
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INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/598: Endlich! Abschaltung des ersten Reaktors des AKW Fessenheim am 22.02.2020 (Tobias Pflüger)


Stellungnahme zur Abschaltung des ersten Reaktors des Atomkraftwerkes
Fessenheim am 22.02.2020

von Tobias Pflüger, 

LINKE-MdB aus Freiburg, Sprecher der Landesgruppe der LINKE-MdBs aus
Baden-Württemberg

Mitglied der deutsch-französischen Parlamentarierversammlung und des
deutsch-französischen Ausschusses für Grenzüberschreitende
Zusammenarbeit (GRÜZ)



"Endlich! Ausdrücklich begrüße ich, dass heute endlich der erste
Reaktor des französischen Atomkraftwerkes Fessenheim vom Stromnetz 
genommen wurde. Ganz besonders bedanken will ich mich bei der
grenzüberschreitenden Anti-Atombewegung. Ohne den Druck der
Atomkraftgegner*innen auf deutsche und französische Behörden und
Regierungsvertreter*innen wäre es wohl noch lange nicht zu Abschaltung
des AKWs gekommen. Dass nun nach vielfachen Verschiebungen endlich der
erste Fessenheim-Atomreaktor vom Netz ist überfällig.

Wir werden weiter Druck machen, dass auch endlich alle weiteren noch
laufenden Atomkraftwerke auf deutscher und französischer Seite endlich
abgeschaltet werden.

Der zweite Atom-Reaktor in Fessenheim soll am 30. Juni 2020 vom Netz
genommen werden. Das AKW Fessenheim ist seit 1977 in Betrieb.
Fessenheim ist geradezu ein Sinnbild für die Gefährdung durch Atomenergie.

Unerträglich bleibt, dass der Betreiber EDF für die Abschaltung auch
noch eine "Entschädigung" in Höhe von 400 Mio EUR erhält.

Ich werde den so genannten Post-Fessenheim-Prozess intensiv begleiten.
Für den geplanten zivilen deutsch-französischen Gewerbepark sage ich
hiermit für DIE LINKE Unterstützung zu.

Nach der Abschaltung des zweiten Reaktors soll der Abbau des
Atomkraftwerkes begonnen werden. Offiziell soll der Abbau bis 2040
dauern, es ist aber klar, dass das viel länger dauern wird. Die
bisherigen Abbaupläne sind völlig unzureichend. Der Abbau von
Atomkraftwerken ist hochkomplex und es entsteht erneut viel Atommüll
dabei.

Insofern wird die gesamte Region noch lange mit der Gefahr durch
Atommüll leben müssen, dies ist eine Folge der falschen Entscheidung
für Atomenergie.

Ich werde den so genannten Post-Fessenheim-Prozess intensiv begleiten.
Für den geplanten zivilen deutsch-französischen Gewerbepark sage ich
hiermit für DIE LINKE Unterstützung zu."

 * 

Quelle:

Stellungnahme, 23.02.2020

Tobias Pflüger
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